
1 Jahr Hamburger Bündnis für schulische Inklusion
Nachfolgend der Versuch einer Gegenüberstellung der Forderungen des Bündnisses aus dem 
Memorandum und dem derzeitigen Stand.

Forderungen aus dem Memorandum Derzeitiger Stand

Inklusion bedeutet für den schulischen Bereich, dass

 alle Kinder und Jugendliche in die gleiche Schule 
gehen und behinderte und nicht behinderte 
SchülerInnen gemeinsam lernen können,

 die schulischen MitarbeiterInnen gut ausgebildet 
und für alle SchülerInnen da sind, so dass diese 
die für sie notwendige Unterstützung erhalten.

 2009 schulgesetzliche Grundlage / Umsetzung 
der UN-Konvention für die Rechte der Menschen 
mit Behinderungen

 Eltern haben das uneingeschränkte Recht, ihr 
Kind mit sonderpädagogischem Förderbedarf an 
einer allgemeinbildenden Regelschule 
unterrichten zu lassen, während dies vorher 
durch die vorgegebene Zahl integrativer Klassen 
beschränkt war

 neue Fortbildungsausrichtung des LI und der 
Lehramtsausbildung auf Grundlage des 
Koalitionsvertrages

 Die Entwicklung und Umsetzung schulischer 
Inklusion ist die mit Abstand größte bildungs-
politische Aufgabe unserer Zeit. Sie erfordert ein 
grundlegend verändertes Verständnis von Schule 
und eine umfassende Unterrichts- und 
Schulentwicklung.

 Inklusiver Unterricht ist so gestaltet, dass jede 
SchülerIn ein Lernangebot vorfindet, in der sie 
ihre kognitiven, ästhetischen, motorischen, 
emotionalen, kommunikativen und sozialen 
Potentiale zu Entfaltung bringen kann.

 Die intensive Zusammenarbeit der PädagogInnen
in multiprofessionellen Teams sowie eine 
entfaltete Partizipation von SchülerInnen, Eltern 
und schulischen MitarbeiterInnen ermöglichen 
es, gemeinsam eine inklusive Schul- und 
Lernkultur zu entwickeln.

 Die Weiterentwicklung inklusiver Pädagogik und 
Didaktik ist eine sehr anspruchsvolle und 
langwierige Aufgabe, weil sie von PädagogInnen 
eine Haltungsänderung und die Erweiterung ihrer
pädagogischen und didaktischen Kompetenzen 
sowie eine gemeinsame zielgerichtete 
Unterrichtsentwicklung in der ganzen Schule 
erfordert.

 lt. Aussage von Schulsenator Rabe sei die 
Schulreform zu einer inklusiven Schule in fünf 
Jahren abgeschlossen

 Ausreichende Zeitkontingente für die 
multiprofessionelle Kooperation der LehrerInnen,
SonderpädagogInnen, ErzieherInnen und 
SozialpädagogInnen.

 lt. Aussage von Schulsenator Rabe seien mehr 
Zeitkontingente durch die zusätzlichen Pädagogen
vorhanden. Sind diese ausreichend? Was 
bedeutet ausreichend?

 Bildungspläne, die für das gemeinsame Lernen 
von SchülerInnen mit und ohne sonderpädago-
gischen Förderbedarf geeignet sind.



 Die gesetzliche Möglichkeit, kompetenz- und 
entwicklungsorientierte Lern- und Leistungs-
rückmeldungen anstelle von Noten zu geben.

 alleskönner zählt weiterhin als Schulversuch, 
wurde aber im Rahmen des Koalitionsvertrages in 
seiner Laufzeit verlängert. Es gibt noch immer 
keine gesetzliche Verankerung.

 Halbjährliche individuelle Lernentwicklungs-
gespräche der PädagogInnen mit SchülerInnen 
und Eltern mit entsprechenden Arbeitszeit-
kontingenten.

 Zusätzliche Differenzierungs-, Ruhe- und 
Therapieräume.

 Die Ausrichtung der Lehreraus- und Fortbildung 
auf inklusive Pädagogik und Didaktik bei 
Erhaltung einer hohen sonderpädagogischen 
Fachkompetenz.

 neue Fortbildungsausrichtung des LI und der 
Lehramtsausbildung auf Grundlage des 
Koalitionsvertrages

 Mehr Unterstützungsangebote für die 
Entwicklung einer inklusiven Schul- und 
Lernkultur für die einzelnen Schulen.

 Expertenteam besucht im laufenden Schuljahr die
ersten 60 Schulen 

 Ein breites Hospitations- und 
Schulbesuchsangebot, um von den Inklusions-
erfahrungen anderer Schulen lernen zu können. 

 Hospitationsnetzwerk soll neu belebt werden

 Regelschulen, die SchülerInnen mit den 
Förderschwerpunkten geistige und körperliche 
Entwicklung, Hören, Sehen und Autismus 
unterrichten, werden personell, räumlich und 
sächlich so ausgestattet, dass sie eine 
vergleichbare Förderung, Therapie und Pflege 
wie die speziellen Sonderschulen gewährleisten 
können. Ihre Schul- und Lernkultur muss ein 
erfolgreiches gemeinsames Lernen und die 
Potentialentfaltung aller SchülerInnen 
ermöglichen. Nur so wird für die SchülerInnen 
mit Behinderung und ihre Eltern das formale 
Recht auf Inklusion zu einem wirklichen Recht.

 Eine ausreichende systemische Personal-
zuweisung für die SchülerInnen mit den Förder-
schwerpunkten Lernen, Sprache und emotionale 
und soziale Entwicklung, die sich an der 
tatsächlichen Zahl der in Hamburg vorhandenen 
SchülerInnen mit den Förderschwerpunkten LSE 
orientiert. Für diese SchülerInnen werden 
Förderdiagnostik und Förderpläne aber keine 
Feststellungsgutachten erstellt.

 25 anstelle von 60 Stellen zum Sj. 2015/16
 insgesamt max. 120 zusätzliche Lehrstellen bis 

2020 nur in den Klassen 5/6
 Feststellungsgutachten nur in Jahrgang 4




